


SESSIONSRÜCKBLICK 2. WOCHE

Zweite Sessionswoche im Zeichen der SRG
Heute geht die zweite Sessionswoche zu Ende. Auch diese Woche standen viele wichtige Themen auf der 
Traktandenliste.�Dabei ging es zuerst um Differenzen beim Besitzesschutz bei verbotener Eigenmacht an�Grund-
stücken.�Eigentümer können sich bei Hausbesetzungen zukünftig besser wehren, was auch sehr wichtig ist. 
Weiter�wurde der Stalking-Tatbestand gemäss Strafgesetzbuch, ein Geschäft der Rechtskommission, eingeführt.

Auch die Fragestunde an den Bundes-
rat enthielt viele wichtige Fragen, ins -
besondere im Bereich des Justiz- und 
Polizeidepartements (EJPD). Ich stellte 

die Frage, wie viele Fälle von Asylanten 
dem Bundesrat bekannt sind, die sich 
in der Schweiz aufhalten, aber im Her -
kunftsland (wo sie angeblich an Leib 
und Leben bedroht sind) Ferien machen. 
Ausserdem sollte dies zur Konsequenz 
haben, dass solchen Flüchtlingen das 
Asylrecht entzogen wird.

Schliesslich stellte ich eine Frage zum 
Thema Täterschutz und Datenschutz. 
Ende Mai wurde über ein Urteil des Be -
zirksgerichts Winterthur berichtet, wobei 

ein 44-jähriger Flüchtling einen 13-jäh -
rigen Schüler sexuell missbraucht hatte; 
ein sehr gravierender Fall. Das Gericht 
darf jedoch nach eigener Au�age die Na -
tionalität des Täters nicht nennen. Lei -
der wurden die Gründe nicht bekannt 
gegeben, weshalb in solchen Fällen keine 
Nationalität genannt wird. Das öffent -
liche Interesse im Sinne der Prävention, 
Aufklärung und Transparenz ist grös -
ser als der Schutz des Täters. Auch eine 
Nennung der Nationalität (wie in Poli -

zeimeldungen) lässt nicht auf die kon -
krete Person schliessen. Dies wird nun 
auf kantonaler Ebene aufgenommen.

SRG-Initiative und  
Klimafonds-Initiative
Die eidgenössische Volksinitiative zur 
Schweizerischen Radio- und Fernseh-
gesellschaft SRG stand zur Debatte, so 
war Mitte Woche wieder das SRG-The-
ma «200 Franken sind genug!» im 
Fokus. Wir vertreten natürlich die An -
sicht, dass die Gebühren für Radio und 
Fernsehen von heute 335 auf 200 Fran-
ken gesenkt werden sollen. Die Initia -
tive kommt bald noch vors Volk.

In dieser Sommersession steht zudem 
ein weiteres Volksbegehren zur Dis -
kussion: die Klimafonds-Initiative, die 
wir seitens der SVP selbstverständlich 
ablehnen. Auch in diesem Fall ist mit 
einer umfangreichen Rednerliste zu 
rechnen.

Schliesslich standen Ende Woche 
auch der Voranschlag für das Budget 
sowie der Aussenpolitische Bericht 2024 
auf dem Programm. Viele Motionen 
und Parlamentarische Initiativen waren 
diese Woche auf der Traktandenliste. 

So zum Beispiel eine des Aargauer SVP-
Nationalrats Thomas Burgherr zum 
Thema «Baugesuche schneller behan-
deln», sodass mehr gebaut werden kann.

Veranstaltungen von Interessengrup -
pen über Mittag und am Abend gibt es 
jeden Tag. Am Mittwoch führte die SVP 
noch einen speziellen Fraktionsaus�ug 
aufs Rütli inklusive Schifffahrt durch. 
Am Montag startet dann die dritte Ses -
sionswoche im National- und Ständerat.

Als «Scharfmacher» bezeichnen 

die Tamedia-Blätter den zurück-

tretenden FDP-Präsidenten Thierry 

Burkart. Ein Scharfmacher? Die-

ser durch und durch eingemittete, 

absolut gemässigte, geländegän-

gige und mehrheitsfähige Stän-

derat? Dieser etwas bünzlihafte, 

farblose Aargauer aus dem Zurzi-

biet? Der fest und unverrückbar 

im freisinnigen Filz eingewoben 

ist und Verwaltungsratsmanda-

te sammelt wie die Buben Panini-

Bildchen?

Ein Scharfmacher entsichert 

Minen, um sie explodieren zu las-

sen. Dabei hat die «Schweizer 

Illustrierte» eben noch getitelt: 

«Minen räumen mit FDP-Präsi-

dent Thierry Burkart in der Ukrai-

ne». Denn der angebliche Scharf-

macher ist neben vielem anderem 

auch noch Vizepräsident einer 

Schweizer Minenräumungsorgani-

sation. Wie seinerzeit Lady Diana 

präsentierte sich Burkart mit Helm 

und Splitterschutz-Weste als Gut-

mensch in gefährlicher Mission. 

Doch selbst die Gefährlichkeit war 

inszeniert�– es handelte sich bei 

seinem Minenräumen um eine 

«Trockenübung».

In der Politik gilt als Scharfma-

cher, wer einen entschiedenen 

Kurs vertritt und auch Konfronta-

tionen nicht aus dem Weg geht. 

Genau das aber hat Thierry Burk-

art mit seinem Zaudern und Zö-

gern in der Europafrage getan. 

Jetzt läuft er vor dieser innerpar -

teilichen Auseinandersetzung 

davon. Wenn mittlerweile sogar 

ein Thierry Burkart unwiderspro-

chen als Scharfmacher betitelt 

wird, hat sich das politische Ko-

ordinatensystem arg verschoben. 

Dann ist inzwischen alles, was sich 

noch etwas rechts von den Grün-

liberalen bewegt, endgültig in 

den Ge�lden der bösen «National

konservativen» oder der noch 

böseren «Rechtspopulisten» ge-

strandet.

Das Motiv von «Tages-Anzeiger» 

und Konsorten ist klar: Man will 

Thierry Burkart in die rechtest 

mögliche Ecke drücken, um der 

FDP einen nächsten Präsidenten 

(oder noch lieber eine Präsidentin) 

aus der linken Parteiecke herbei-

zuschreiben. Damit die Schweiz 

ständig noch linker wird. Keine 

Frage: Die grössten Scharfmacher 

sitzen heute in den Redaktions

stuben. Vielleicht handelt es 

sich bei diesen Journalisten aber 

auch�einfach nur um Intelligenz-

Allergiker.

Jetzt auch noch 
Scharfmacher

DIE FDP SUCHT NACH NEUEM PRÄSIDENTEN

Macht Burkart den Weg für die EU-Turbos frei?
FDP-Präsident Thierry Burkart ist zwei Jahre vor den nächsten Wahlen zurückgetreten. Er wurde von den Medien 
zum�Rechten gestempelt, was er gar nicht ist. Suchen wird man wohl eher nach linken Kandidaten.

Der Zeitpunkt für einen Wechsel an 
der Spitze der Partei sei gut. Denn die 
FDP sei heute klar positioniert, trete ge -
schlossen auf und sei organisatorisch 
stark aufgestellt, heisst es in einer Me -
dienmitteilung. Ob dies wirklich so ist, 
ist fraglich. Die FDP hat in den verschie -
denen kantonalen Wahlgängen massiv 
verloren. Und bei den Themen Migrati -
on und EU herrscht in der FDP keine 
Einigkeit. Der Aargauer Ständerat be -
klagte zunehmend, dass seine Parla-
mentarier nicht das ausführen, was 
die Basis der Partei jeweils beschlossen 
hat.

Zunehmend aufgerieben
Im EU-Dossier fühlte sich Thierry Burk -
art zunehmend aufgerieben. Europhile 
wie die St. Galler Nationalrätin Susanne 
Vincenz-Stauffacher, der Luzerner Stän -
derat Damian Müller oder der Solothur -
ner EU-Turbo, Nationalrat Simon Mi -
chel, machten ihm sichtlich das Leben 
schwer. Und mit dem Zürcher Natio -
nalrat Andri Silberschmidt wäre die Ju -
gend als Burkart-Nachfolger vertreten, 
aber man weiss nicht so richtig, wo er 
steht. Ursprünglich war er bürgerlich. 
Unter dem eigenen Karrieredenken hat 
er sich aber klar gewandelt.

Burkarts Rücktritt fällt auf den Euro -
pa-Parteitag, bei dem die FDP die Wei -
chen für die Zukunft thematisch und 
personell stellen will. «Macht Burkart 

den Weg zu einem Ja frei?», stellte die 
NZZ die alles entscheidende Frage. «Mein 
Rücktritt ermöglicht es, dass nach dem 
Entscheid unserer Basis ein neues Ge-
sicht das Europadossier mit frischer 
Kraft begleiten kann», meint Burkart 
sibyllinisch zur NZZ.

Weg frei für EU-Turbos
Man wird den Eindruck nicht los, dass 
Burkart den Weg frei macht für die 

Machtübernahme der EU-Turbos. Diese 
können dann die EU-Anbindung als fort -
schrittlich und zukunftsgewandt insze -
nieren. Einzig positiv: Damit würde das 
Alleinstellungsmerkmal bei Abstimmun -
gen und Wahlen für die SVP wieder ge-
stärkt.

FDP wohin?
Nach den Verlusten, auch jenen der Grü -
nen, wird die FDP wohl kaum mehr ein 

grünes Mäntelchen umhängen wollen. 
Daran war Burkarts Vorgängerin Petra 
Gössi ja auch gescheitert. Festzustellen 
ist aber, dass beispielweise die FDP der 
Stadt Bern viele Mitglieder an die Grün -
liberalen verloren hat. Und wenn die 
FDP-Findungskommission unter der Lei -
tung des Zürcher FDP-Nationalrats Beat 
Walti jetzt einen Präsidenten «für die 
freiheitliche Schweiz» sucht, ist auch 
dies wieder eine Unwahrheit. Unter einer 
freiheitlichen Schweiz versteht männig -
lich etwas anderes als jene Politik, die 
die FDP momentan betreibt.

Christoph  
Mörgeli

Reinhard Wegelin
Alt Parteisekretär SVP
Pfäf�kon

Nach dem Rücktritt Thierry Burkarts wird sich die Durchsetzung bürgerlicher Politik�wohl noch schwieriger gestalten. 
Links:�SVP-Präsident Marcel Dettling. � Bild: Screenshot SRF

Der diesjährige Fraktionsaus�ug führte die SVP-Vertreterinnen und -Vertreter auf das Rütli. � Bild: Wikimedia

Nina Fehr Düsel
Nationalrätin SVP
Küsnacht

«Prävention, Aufklärung 
und�Transparenz sind wichti-
ger als Täterschutz.»
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KOMMENTAR ZUR REGIONALPOLITIK

Velohauptverbindung Elsau–Elgg

Im Jahr 2028 wird die St. Gallerstrasse 
zwischen Elsau und Elgg saniert. In die-
sem Zusammenhang wurde im gleichen 
Perimeter eine Radwegstudie erstellt.

Bei der Velonetzplanung soll unter an-
derem die Sicherheit erhöht und der Grund-
satz der Verhältnismässigkeit gewahrt wer-
den (Eingriff in Eigentumsrechte, Lander-
werb, Kosten). Umwelt und Umfeld werden 
geschützt und der Betrieb und Unterhalt 
der Infrastruktur werden berücksichtigt. 
So steht es zumindest in der erstellten Stu-
die. Eine Bedarfsabklärung �ndet nicht 
statt.

Wer heute von Elgg mit dem Velo Rich-
tung Winterthur unterwegs ist, kann dafür 
den bereits vorhandenen Fuss- und Velo-
weg entlang der St. Gallerstrasse benützen. 
Fussverkehr gibt es praktisch keinen, so 
steht der Veloweg allein den Velofahren-
den zur Verfügung. Für die Rückfahrt ist 
ein Radstreifen am rechten Fahrbahnrand 
markiert. Die Velofahrenden können die 
Strecke also ohne Gegenverkehr befahren. 
Als Variante besteht die Möglichkeit, nörd-
lich der Bahnlinie den bereits heute aus-
geschilderten Veloweg auf einer Neben-
strasse zu benützen.

Unfälle gab es im geplanten Perimeter 
zwischen Elsau und Elgg in den letzten 
Jahren, mit Ausnahme eines Selbstunfal-
les eines E-Bikers, keine. In der Radweg-
studie sind drei Varianten mit nur einem 
einseitigen Fuss- und Radweg aufgeführt: 
eine Variante mit Fahrbahnanliegendem 
Fuss- und Radweg und zwei Varianten mit 

dazwischenliegendem Grünstreifen von 1,2 
bzw. 2,5 Meter Breite.

Als bevorzugte Variante wird von den 
kantonalen Stellen die Maximalvariante 
mit Grünsteifen und Baumallee empfohlen. 
Der Betrieb und Unterhalt sowie der zusätz-
liche Landbedarf (beste Fruchtfolge�äche, 
FFF) werden nicht berücksichtigt; ebenso 
wenig die Sicherheit, wird der Veloverkehr 
doch in Zukunft im Gegenverkehr geführt.

Da während des Velofahrens miteinan-
der kommuniziert wird, braucht der Rad-
weg mindestens eine Breite von 3,5 Me-
tern, damit nebeneinander gefahren wer-
den kann. Was haben wir unseren Kin-
dern während Jahren gepredigt: Auf dem 
Schulweg wird mit dem Velo nur hinterei-
nander und nicht nebeneinander gefah-
ren. Ja, die Zeiten ändern sich.

Im Dorf Elsau be�nden sich 11 Knoten 
mit Rechtsvortritt für den einmündenden 
Verkehr. Damit die Vorfahrt den Velofah-
renden gewährt werden kann, sollen neun 
Vortritte aufgehoben werden. Die Velo-
fahrenden können also mitten durch die 
Quartiere rasen, ohne links und rechts zu 
schauen, sie haben ja überall Vortritt. Ob 
dies der Sicherheit dient?

Das grösste Problem bildet der Bahn-
übergang in Schottikon. Hier müssen die 
Velofahrenden im schlechtesten Fall eini-
ge Minuten bei geschlossenen Schranken 
warten. Was für Autofahrende als selbst-
verständlich angeschaut wird, ist für Ve-
lofahrende eine Zumutung.

Die Lösung: Die Route wird in Elsau 
ein Stück weit über den bestehenden Ve-
loweg nördlich der Bahnlinie bis zur Brü-
cke in Oberschottikon geführt. Wieso kann 
die Strecke nicht gleich bis nach Elgg auf 
dieser Route geführt werden?

Die Kosten von rund 7,2 Millionen Fran-
ken, ohne Kompensation der benötigten 
FFF, sind für den Kanton ein Schnäppchen.

 

BERICHT AUS DEM KANTONSRAT

Weltfremde Velo-Planspiele
Die Stossrichtung der Stadtzürcher Verkehrspolitik ist seit Jahren dieselbe: Velo über alles, das Auto  
muss weg. Diesem Ziel scheint man in der rotgrünen Metropole alles unterzuordnen, neuerdings  
auch mit pseudowissenschaftlichem Anstrich: In einem Projekt entwirft die ETH ein Bild der Stadt Zürich,  
in dem die Hälfte der Strassen für Velos�reserviert sind.

Am P�ngstmontag �ndet bekanntlich 
keine Kantonsratssitzung statt. Wir nut -
zen diese Gelegenheit für einen Blick 
aus dem Kantonsratssaal hinaus in die 
Stadt Zürich. Schliesslich ist im Rat -
haus Hard, in dem der Kantonsrat jede 
Woche tagt, der fehlgeleitete Stadtzür -
cher Velo-Fetisch besonders gut spür- 
und sichtbar, führt doch eine Velovor -
zugsroute genau am Rathaus vorbei.

Velo, Velo, Velo
Der neuste Winkelzug der Stadt in ihrem 
Kampf gegen das böse Auto �ndet je -
doch nicht im realen Leben auf der Stras-
se statt, sondern im Elfenbeinturm der 
ETH. Im Auftrag der Stadt Zürich haben 
die bundesbesoldeten ETH-Forscher ein 
Projekt namens «E-Bike-City» ins Leben 

gerufen. Kurz zusammengefasst soll 
diese «Studie» aufzeigen, wie 50 Prozent 
der Strassen�äche für E-Bikes, Velos und 
E-Trottinetts reserviert werden können 
und nur noch 35 Prozent für Autos.

Dieses weltfremde und kaum umsetz -
bare Projekt dient nur einem Ziel: der 
autofeindlichen Politik der Zürcher Lin -
ken einen akademischen Anstrich zu 
geben. In Wahrheit handelt es sich dabei 
aber um nichts anderes als ein techno -
kratisches und pseudowissenschaftli -
ches Gedankenexperiment, welches die 
individuellen Ansprüche der Menschen 
komplett ignoriert. Nicht jeder möch -
te Velo fahren und viele Menschen sind 
auf das Auto angewiesen. Auch igno -
rieren die ETH-Forscher den techni-
schen Fortschritt und andere nicht vor -
hersehbare gesellschaftliche Entwick -
lungen: In welchem Mass wächst oder 
schrumpft die Stadtbevölkerung? Wie 
entwickelt sich das Wirtschaftswachs -
tum? Welche neuen Antriebstechnolo -
gien kommen auf den Markt? Wie ver -
ändert sich das Siedlungsbild? Die Liste 
liesse sich beliebig verlängern.

«Innovativ» ist Ansichtssache
Was zusätzlich besonders absurd an-
mutet: Die ETH-Forscher setzen in 
ihrem Projekt ausgerechnet auf zwei 
der ältesten und am wenigsten innovati -
ven Verkehrsmittel�– das Velo und das 
Trottinett. Die Elektromobilität, die von 
Medien, Wissenschaft und Politik seit 
Jahren krampfhaft herbeigeschrieben 
wird, ignorieren die ETH-Forscher kom-
plett.

Das Fazit ist schnell gezogen: «E-Bike-
City» ist lediglich ein weiterer Mosaik -
stein in der Anti-Auto-Politik der links -
grünen Stadt Zürich, der es einzig 
darum geht, der Bevölkerung das Au -
tofahren auszutreiben und alle Bewoh -
nerinnen und Bewohner aufs Velo oder 
in den ÖV zu zwingen. Die Bevölkerung 
soll umerzogen und Autofahrer geäch -
tet werden. Zum Glück hat der Kanton 
bei Verkehrsfragen stets auch noch ein 
Wörtchen mitzureden; und so bleiben 
solche Projekte am Ende das, was sie 
von Anfang an waren: weltfremde 
Planspiele von verblendeten Öko-Tur -
bos.

Scannen Sie den QR-Code,  
um die aktuellen Videos der 
SVP Kantonsratsfraktion  
zu sehen.

Ruth Büchi-Vögeli
Kantonsrätin und 
Gemeindepräsidentin SVP
Elgg

Für den Bau des Radweges zwischen Elsau und Elgg sollen rund 5000 m2 
Fruchtfolge�ächen beansprucht werden. � Bild: Ruth Büchi-Vögeli

Ginge es nach der Zürcher Stadtbevölkerung, würden bald alle nur�noch Velo fahren. � Bild: Adobe Stock

Ueli Bamert
Kantonsrat und 
Co-Präsident SVP
Stadt Zürich
Zürich

WORTE DES FRAKTIONSPRÄSIDENTEN

Ich will meine Schweiz zurück!
Seit Jahrzehnten erlebt die Schweiz 
eine beispiellose Massenzuwanderung. 
Jahr für Jahr wandern netto rund 75  000 
Menschen in unser Land ein� – also 
mehr, als ausreisen. In den letzten 20 
Jahren waren es insgesamt 1,5 Millio -
nen. Gleichzeitig wurden 700  000 Aus-
länder eingebürgert�– und trotzdem 
liegt der Ausländeranteil heute bei 
über 27 Prozent. In der Volksschule 
ist Deutsch längst nicht mehr selbst -
verständlich: Auf Primarstufe im 
Kanton Zürich liegt der Anteil der Kin -
der mit deutscher Erstsprache bei nur 
noch 55,5 Prozent.

Märchen Fachkräftemangel
Wer mit offenen Augen durchs Land 
geht�– sei es in einen Freizeitpark in 
der Ostschweiz oder ins Glattzentrum�– 
merkt: Das Gesicht der Schweiz verän-
dert sich rasant. Die Classe politique 

will davon nichts wissen. Gemeinsam 
mit mächtigen Wirtschaftsverbänden 
erzählt sie uns das Märchen vom Fach-
kräftemangel. Hört man economiesuis
se zu, könnte man meinen, in die 
Schweiz kämen nur Ärzte und Rake -
tenwissenschaftler. Die Realität ist eine 
andere: Gerade einmal zehn Prozent 
der Zugewanderten arbeiten im Be -
reich Informatik, P�ege, Ingenieurwe -
sen oder Medizin. Nur 25 Prozent ar bei-
ten überhaupt in der Privatwirt schaft. 
Fast die Hälfte geht keiner Arbeit nach.

Und selbst wenn man die Zahlen der 
Befürworter nimmt, widersprechen 
sie sich selbst. Im Jahr 2000 hatte die 
Schweiz 25 216 Ärzte, heute sind es 
über 41 000�– ein Zuwachs von 63 Pro-
zent! Trotzdem wird von Fachkräfte -
mangel gesprochen. Warum? Weil die 
unkontrollierte Zuwanderung den Man -
gel selbst verursacht. Das gleiche Bild 

zeigt sich bei Lehrpersonen, Infrastruk -
tur oder dem Wohnungsmarkt: Im Jahr 
2001 wurden in der Schweiz 28 873 
neue Wohnungen gebaut�– 2023 waren  
es über 47 000. Und trotzdem reicht der 
Wohnraum kaum noch. Der Druck 
nimmt weiter zu.

So kann es nicht weitergehen. Wir 
haben es in der Hand, dieses Debakel 
zu beenden. Nächstes Jahr stimmen wir 
über die SVP-Nachhaltigkeitsinitiative 
ab�– Stopp der 10-Millionen-Schweiz. 
Der Kampf beginnt jetzt.

von 
Tobias Weidmann
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SVP BEZIRK MEILEN

Die SVP vor grossen Aufgaben
Der Zuger Nationalrat Thomas Aeschi, Präsident der SVP-Bundeshausfraktion, war vergangene Woche am 
Sommer-Grillabend der SVP des Bezirks Meilen zu�Gast.

Der neue SVP-Bezirksparteipräsident 
Marc Wachter, Zumikon, sorgte gleich 
zu Beginn der Veranstaltung für fröh -
lichen Schwung: Er begrüsste nämlich 
die über achtzig Gäste in originellen 
Liedstrophen, wobei die Anwesenden 
den Refrain kräftig mitsangen. Einen 
ganz besonderen Willkommensgruss 
widmete Wachter dem diesjährigen Eh -
rengast Nationalrat Thomas Aeschi, 
dem SVP-Fraktionspräsidenten im eid -
genössischen Parlament. Begrüsst wur-
den auch Nationalrätin Nina Fehr 
Düsel, Nationalrat Thomas Matter, die 
Kantonsräte Marion Matter, Tumasch 
Mischol sowie selbstverständlich Kan -
tonalparteipräsident Domenik Leder -
gerber, der Gastgeber am milden 
Sommerabend auf dem Schlattgut in 
Herrli berg.

Thomas Aeschi machte gleich ein -
gangs klar, dass für die Schweiz und 
damit natürlich auch für die SVP enorm 
wichtige Entscheide bevorstehen. Als 
erstes nannte er die Abstimmung gegen 
eine 10-Millionen-Schweiz, die in einem 

Jahr wahrscheinlich ohne Gegenvor -
schlag anstehen wird. Aeschi unterliess 
es nicht, der Zürcher SVP herzlich zu 
danken, dass sie bei dieser wichtigen 
Volksinitiative die Führung übernom -
men hat. So könne es mit der Zuwan -
derung ganz einfach nicht weitergehen, 
denn es kämen zu viele und es kämen 
die Falschen.

Zuwandern noch attraktiver
Von ganz enormer Bedeutung für unser 
Land ist laut Aeschi auch der vom Bun -
desrat vorgesehene EU-Unterwerfungs -
vertrag. Statt die vom Souverän 2014 
angenommene Masseneinwanderungs-
initiative umzusetzen, soll die Unions -
bürgerrichtlinie und damit die Attrak -
tivität des Einwanderns in die Schweiz 
noch weiter erhöht werden. Wegen der 
dynamischen Rechtsübernahme müss -
ten bei einem Ja sämtliche seit 1999 er -
gangenen Urteile des Europäischen Ge-
richtshofs übernommen werden. Der 
SVP-Fraktionschef prangerte auch an, 
dass uns die EU künftig strafen könnte, 

wenn die Bürger in einer Abstimmung 
gegen deren Interessen abstimmen wür -
den. Und das Ganze koste noch «Jahres-
beiträge» in einer Höhe, die letztlich 
wohl 500 Millionen Franken betragen 
werde. Demnächst beginnt das Vernehm -
lassungsverfahren, ab März 2026 dürf -
te das Parlament beraten. Thomas Ae-
schi freut sich, dass die SVP diesmal 
nicht allein kämpft, sondern beispiels -
weise mit der «Kompass-Initiative» an -
dere gleichgesinnte Bürgerliche an ihrer 
Seite weiss.

Grenzschutz, Neutralität, SRG
Für die Grenzschutz-Initiative braucht 
es laut Aeschi in den nächsten beiden 
Monaten noch einmal einen Effort beim 
Unterschriftensammeln. So könne end -
lich gewährleistet werden, dass die 
Schweiz ihre Grenzen wieder selber kon -
trolliert, wie es jetzt auch Deutschland 
wieder tut. Stattdessen schaue der zu -
ständige Bundesrat Beat Jans (SP) weg 
und verharmlose die Missstände, spe-
ziell im Asylwesen. Ja, er wolle sogar, 

dass sich die Schweiz am EU-Verteil -
schlüssel beteilige. Auch die Neutrali -
tätsinitiative vom nächsten März sei 
wichtig, damit der Bundesrat die Neu -
tralität nicht nach Lust und Laune aus -
legen und beispielsweise Wirtschafts -
kriege anzetteln könne. Und zu jenem 
Zeitpunkt steht uns auch die SRG-In-
itiative «200 Franken sind genug!» bevor. 
Sie würde die Zwangsgebührenzahler 
ganz enorm entlasten, die heute 335 
Franken bezahlen müssen; die Unter -
nehmen würden von dieser ungerech -
ten Mediensteuer ganz befreit.

Thomas Aeschi wurde mit einem gros -
sen Applaus für sein engagiertes, kennt -
nisreiches Referat verdankt. Ebenso 
herzlich dankte die Bezirks- SVP Alt 
Kantonsratspräsidentin Theres Weber-
Gachnang für ihre wie immer muster -
gültige Organisation des Anlasses und 
dem Ehepaar Ledergerber für die 
Gastfreundschaft.

Christoph Mörgeli, 
Alt Nationalrat und  

Vorstand SVP Bezirk Meilen, 
Stäfa

RICHTUNGSWEISENDE ENTSCHEIDE IN DER REGIONALEN GESUNDHEITSVERSORGUNG

GZO Spital Wetzikon�– ein Spital mit Geschichte 
und�Zukunft
Das GZO Spital Wetzikon blickt auf eine lange Tradition zurück: Bereits im Jahr 1910 wurde das erste Spital in 
Wetzikon�eröffnet. Das heutige Hauptgebäude entstand in den 1970er-Jahren und wurde 1977 of�ziell eingeweiht.  
Vor über zehn�Jahren wurde der nächste Schritt in Richtung Zukunft gewagt�– ein geplanter Erweiterungsbau  
sollte den wachsenden Bedürfnissen der Region gerecht werden.

Im Frühling 2024 wurde eine Anleihe 
in Höhe von 170 Millionen Franken fäl -
lig. Leider konnte weder ein Investor 
noch eine Bürgschaft für diesen Betrag 
gefunden werden. Auch der Kanton 
stellte keine Unterstützung in Aussicht. 
Die Antwort aus Zürich lautete: «Der 
Wegfall eines einzelnen Spitals in der 
Grössenordnung und der Versorgungs -
kategorie des GZO ist Stand heute für 
die Gesundheitsversorgung der Bevöl-
kerung im Kanton Zürich verkraftbar.»

Diese Einschätzung stösst insbeson-
dere im Zürcher Oberland auf grosses 
Unverständnis. Zwar gibt es im Kanton 
Zürich insgesamt genügend Spitäler, doch 
gerade im Oberland wurden in den letz -

ten 25 Jahren vier Spitäler geschlossen�– 
in Pfäf�kon, Bauma, Wald und Rüti. 
Die Versorgungslage in der Region ist 
bereits heute angespannt.

Allein die Notfallstation des GZO ver-
zeichnet jährlich rund 21  000 Fälle. Für 
viele Einwohnerinnen und Einwohner�– 
etwa aus Fischenthal�– ist ein Besuch im 
Notfallzentrum fast schon zur jährlichen 
Routine geworden. In solchen Momen -
ten zählt jede Minute�– und jede verkürz -
te Wartezeit kann entscheidend sein.

Wie kann das GZO gerettet werden?
Ein Rettungsplan liegt vor: Die zwölf Ak -
tionärsgemeinden sollen entsprechend 
ihrer Beteiligung insgesamt 50 Millio -
nen Franken an neuem Kapital bereit -
stellen. Dieses Geld wäre für den lau -
fenden Spitalbetrieb, die Fertigstellung 
der Neubauhülle, Löhne, Medikamen -
te sowie eine notwendige Reserve vor-
gesehen. Parallel dazu �nden Verhand -
lungen mit den Gläubigern statt. Ziel 
ist ein Schuldenschnitt, bei dem die Gläu -

biger 30 bis 35 Prozent ihrer Forderun -
gen erhalten würden.

Mit dieser Lösung könnte das GZO 
schuldenfrei neu starten�– und die Such e 
nach einem geeigneten Spitalverbund 
weiter vorangetrieben werden. Denn 
wirtschaftlich ist das GZO im schweiz -
weiten Vergleich gut aufgestellt: Die 
EBITDA-Marge (Gewinn vor Zinsen, Steu-
ern, Abschreibungen und sonstigen Fi -
nanzierungsaufwendungen) liegt mit 
3,8 Prozent rund zwei Prozentpunkte 
über dem Durchschnitt.

Was, wenn keine Hilfe kommt?
Sollte das notwendige Kapital nicht ge -
sprochen werden oder die Schuldner 
dem Schuldenschnitt nicht zustimmen, 
müsste das GZO Konkurs anmelden. In 
diesem Fall könnten lediglich rund 20 
Prozent der Schulden über einen Zeit -
raum von sechs bis acht Jahren begli-
chen werden. Noch gravierender wären 
jedoch die Folgen für die Region: Rund 
900 Arbeitsplätze gingen verloren. Auch 
etwa 160 lokale Lieferanten�– vom Metz -
ger bis zum Bäcker�– würden einen 
wichtigen Kunden verlieren.

Unser Spital – unsere 
Verantwortung
Das GZO ist mehr als nur ein Gesund -
heitsbetrieb. Es ist ein zentraler Pfeiler 
der medizinischen Versorgung im Zür -
cher Oberland�– und ein bedeutender 
Arbeitgeber. An der Gemeindeversamm -
lung in Fischenthal, an der fast 12 Pro -
zent aller Stimmberechtigten teilnah -
men, wurde dem Antrag des Gemein -
derates, 1,28 Millionen Franken in das 
GZO zu investieren, mit 195 Ja-Stimmen 
bei ganz wenigen Gegenstimmen deut -
lich zugestimmt.

Darum ist jetzt der Moment gekom -
men, ein klares Zeichen zu setzen: Un -
terstützen wir gemeinsam den Erhalt 
unseres Spitals! Für unsere Gesundheit. 
Für unsere Region. Für unsere Zukunft.
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Das heutige Hauptgebäude entstand in den 1970er-Jahren 
und�wurde� 1977�of�ziell eingeweiht. � Bild: zVg

Der geplante Erweiterungsbau soll den wachsenden Bedürfnissen der Region gerecht werden. � Bild: zVg

Abstimmungen im September:
Der Bundesrat hat beschlossen, am 28. September 2025 die folgenden Vorla -
gen zur Abstimmung zu bringen:

	– Bundesbeschluss vom 20. Dezember 2024 über die kantonalen Liegen -
schaftssteuern auf Zweitliegenschaften ( BBl 2025 17);

	– Bundesgesetz vom 20. Dezember 2024 über den elektronischen Identitäts -
nachweis und andere elektronische Nachweise (E-ID-Gesetz, BGEID) (BBl 
2025 20).

Zudem hat der Regierungsrat des Kantons Zürich entschieden, dem Stimm -
volk folgende Vorlage zur Abstimmung zu unterbreiten:

	– Energiegesetz (EnerG) (Änderung vom 27. Januar 2025; Klimaschutz und 
Anpassung an den Klimawandel) (ABl 2025–02–07).

René Schweizer
Gemeindepräsident und 
Präsident SVP Bezirk Hinwil
Fischenthal

v.l.n.r.: Nationalrat Thomas Matter, Nationalrat und Fraktionspräsident Thomas 
Aeschi, Nationalrätin Nina Fehr Düsel und Bezirksparteipräsident Marc Wachter.
� Bild: Theres Weber-Gachnang
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SVP BEZIRK WINTERTHUR

Wichtige Behördenwahlen 2026
Bereits nächstes Jahr stehen wieder Behördenwahlen an. Es gilt, diese wichtigen Ämter mit möglichst  
vielen Mitgliedern aus SVP-Reihen zu besetzen.

Bei Interessenten für solche Ämter tau -
chen Fragen auf. Zum Beispiel: Welche 
Vorkenntnisse braucht man, was bein -
haltet ein solches Amt und wie gross ist 
der Zeitaufwand? Um diese und weite -
re Fragen zu beantworten und allfälli -
ge Hemmschwellen abzubauen, veran -

lasste ich im Bezirk Winterthur einen 
unverbindlichen Anlass.

Herzblut, Leidenschaft und Treue
Im kollegialen Rahmen referierten René 
Isler, Kantonsrat und Alt Stadtpar lamen-
tarier aus Winterthur, Marco Graf, ak -

tiver Stadtparlamentarier und SVP-
Präsident der Stadt Winterthur, Henry 
Favre, Mitglied der Rechnungsprüfungs -
kommission Hagenbuch, und ich als Alt 
Nationalrätin und Alt Gemeindepräsi -
dentin. Ein Behördenamt kann jeder 
und jede ausüben. Wichtig dabei sind 
das Herzblut für die Sache, sprich das 
Amt, die Leidenschaft, etwas bewegen 
zu können und sich selber treu zu blei -
ben.

Von einem guten Resultat unserer 
Partei bei den nächsten Behördenwah -
len hängt vieles ab. Darauf baut der Er -

folg der nächsten Kantons- und Regie-
rungsrats- sowie der National- und Stän -
deratswahlen auf.

Gerne geben die Referenten auch per-
sönlich Auskunft über die Behördentä -
tigkeiten.

Therese Schläpfer, 
Alt Nationalrätin und  

Alt Gemeindepräsidentin SVP, 
Hagenbuch

DAS RECHT DES STÄRKEREN?

Ohne Stände keine Schweiz
Manche Stände- und Regierungsräte merken allmählich, was in der 
Europapolitik gespielt werden soll. In der Art von Winkeladvokaten haben 
die Beamten im Bundesamt für Justiz beiseite geräumt, was bislang 
zwingend gegolten hat: Verfassungsänderungen brauchen eine Mehrheit 
von Volk und Ständen, bei Gesetzesänderungen reicht das Volksmehr.

Die ausgehandelten Anbindungsver -
träge mit Brüssel stehen eindeutig üb er 
der Verfassung. Denn sie beinhalten 
zwingende Rechtsübernahmen�– auch 
von künftigem, heute noch unbekann -
tem Recht. Zwar kann darüber noch 
abgestimmt werden, aber die Schwei -
zer sind nicht mehr frei. Stimmt das 
Volk gegen die EU, darf diese Vergel-
tungsmassnahmen ergreifen. Auch 
steht heute in der Verfassung, dass die 
Schweiz die Zuwanderung eigenstän -
dig steuert�– mit den neuen Verträgen 
würde die EU-Personenfreizügigkeit 
sogar noch ausgeweitet, auch wenn 
dies Volk und Kantone nicht wollen!

Grosse Kantone wie Zürich, Bern un d 
die Waadt waren noch nie Vorkämp -

fer für die Rechte der kleinen Kanto -
ne. Schon bei der Bundesverfassung 
von 1848 wollten deren Vertreter eine 
einzige Parlamentskammer mit nur 
einer Volksvertretung. Doch damit 
hätte der neue Bundesstaat die klei -
nen, zuvor eigenständigen Kantone 
überfahren. Es war der eher stille, un -
auffällige Schwyzer Vertreter im dama -
ligen Verfassungsrat, Melchior Diet -
helm, der das entscheidende Votum für 
die Einführung eines gleichberech -
ti gten Ständerates hielt.

Ohne Ständerat und ohne Stände-
mehr�– also ohne die Rücksicht auch 
auf die kleineren, bevölkerungsärme -
ren Kantone� – gäbe es gar keine 
Schweiz. Davon haben weder manche 
Bundesbeamten eine Ahnung noch die 
heutige Konferenz der Kantonsregie -
rungen�– ein Gremium ohne Verfas -
sungsgrundlage, wo die grossen Kan-
tone befehlen und ein EU-Turbo als 
Geschäftsführer wirkt.

Christoph Blocher
Alt Bundesrat SVP 
Herrliberg

Bereits 1848 mussten die kleineren Kantone für die Gleichwertigkeit  
ihrer Stimme kämpfen. � Bild: Parlamentsdienste 3003 Bern / Rob Lewis
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Kerstin und Ingo Richter | Inhaber Richter Hörberatung AG

Winterthur 
Technikumstrasse 98
Telefon 052 222 39 39

Bassersdorf 
Winterthurerstrasse 4
Telefon 052 343 45 45

Illnau
Schmittestrasse 9
Telefon 052 343 36 36

Bei der Richter Hörberatung 

geht es nicht um Technik, sondern 

um Menschen. Als unabhängiger 

Familienbetrieb setzen wir auf 

persönliche Beratung, individuelle 

Lösungen und hochwertige 

Hörsysteme aus der Schweiz . 

VERSTEHEN WAS ZÄHLT
Schweizer Technik, familiäre Atmosphäre 
und langjährige Erfahrung.

www.hoerberatung-richter.ch

VON SPRACHE, GESCHICHTE UND KULTUR

Identitätspolitik ohne Identität�
Die Frage, ob zuerst das Ei oder das Huhn war, beschäftigt die Menschheit seit eh und je.  
Ist ja im Grunde egal�– solange man beides hat. Die Frage, ob der Mensch zuerst die Zivilisierung  
oder die Bildung erfahren hat, ist eigentlich schnurz. Man hat ja beides.

Wenn man der im vergangenen Monat 
veröffentlichten Studie der kantonalen 
Erziehungsdirektoren glaubt, haben 
20 Prozent aller Westschweizer Schul -
abgänger Mühe mit ihrer Mutterspra -
che. Pisa-Studien zufolge sollen Deut-
sche sogar noch dümmer sein. Wenn 
es so weitergeht, heisst es bald: Deut-
sche Sprache = tote Sprache. Wie kann 
das sein? Warum poltert und kracht es 
nicht bei unseren vorstossfreudigen Po -
litikern in Bern?

Unglaubwürdige Rolle des Lehrers
Die vierte Staatsgewalt� – unsere Mas-
senmedien�– verlieren auch nur knap -
pe Worte zu diesem Thema. Könnte es 
sein, dass der Ursprung des Problems 
in der unkontrollierten Zuwanderung 
von Menschen aus bildungsfernen Kul -
turen liegt? Die Integration fremdspra -
chiger Kinder in unsere Regelschulklas -
sen lässt nicht nur das allgemeine Bil -

dungsniveau sinken, respektloses Ver -
halten gegenüber dem Lehrpersonal 
führt zu einem regelrechten Verschleiss 
von personellen Ressourcen.

Als Notmassnahme gegen den Lehrer-
mangel dürfen seit 2022 Diplomlose ihr 
Taschengeld aufbessern, indem sie sich 
auf ein beru�iches Intermezzo als Päd -
agogen stützen. Häu�ge Lehrerwechsel 
sind die Folge. Unverbindliche Lehrer-
Schüler-Beziehungen gehören zum Stan-
dard. Regeln, die heute gelten, haben 
morgen keine Gültigkeit. Wiederholun -
gen von Lektionen gehören zur Tages-
ordnung. Lücken bleiben Lücken. Das 
Vorbild der heutigen Jugendlichen ist 
eine ständig rotierende Persona. Die 
Rolle einer Lehrerin oder eines Lehrers 
erscheint einem am Schluss unglaub -
würdig. Hat irgendeiner unter solchen 
Umständen noch Zeit und Nerven, um 
Lesen und Schreiben zu lernen?

Ideologien vs. Fakten
Als Mittelschullehrkraft kann ich die 
Tendenz aus einem differenzierten Blick -
winkel beleuchten. An den meisten Kan -
tonsschulen werden einem nebst Spra -
chen, Kultur und Geschichte Weltoffen -
heit, Toleranz und Umweltbewusstsein 
beigebracht. Natürlich wäre es selbst -

verständlich, dass Menschen aus ande-
ren Kulturen respektiert werden sollen. 
Es müsste zur Gewohnheit werden, dass 
wir uns um die Natur sorgen. An den 
Deutschkenntnissen von Gymnasiasten 
würde niemand zweifeln. Immerhin gel -
ten 22,9 Prozent aller Schweizer Kinder 
als intelligent (das ist die durchschnittli -
che Zahl der Gymnasiasten).

Ein weiterer Hoffnungsschimmer: Um 
die ordentliche Befugnis für eine Pri -
marschullehrertätigkeit zu erlangen, ist 
ein Mittelschulabschluss erforderlich. 
Das heisst: ein Fünftel unserer Nachkom -
men hat das Potenzial, das Schweizer 
Bildungssystem zu stabilisieren. Wie 
viele davon sich tatsächlich für den pä -
dagogischen Weg entscheiden, steht 
offen. Zu erwarten ist, dass sich eine 
grosse Anzahl derer aufgrund ihres schu -
lischen Umfelds politisch links positio -
nieren wird. An den Universitäten ist 
die Mehrheit der linksgrünen Ideologen 
offensichtlich. Der Unterschied zwi -
schen Ideologien und Fakten ist, dass 
die Rechnung irgendwann nicht mehr 
aufgeht. Natürlich tönt es nett, wenn 
wir sagen: Willkommen in der bunten 
Schweiz. Fremde Kulturen muss man 
integrieren, koste es, was es wolle. In 
der Politik ist es wie beim Gelage: Man 
trinkt und hat Spass. Am Schluss bleibt 
die Frage: Wer bezahlt?

Direkte Demokratie 
ohne�Identität?
Sprache vermittelt Kultur. Kultur lehrt 
Geschichte. So einfach geht das. Ist es 
uns bewusst, dass 20 Prozent Verlust 
der Muttersprache gleichzusetzen ist 
mit 20 Prozent Verlust unserer Kultur? 
Mit einem Fünftel unserer Geschichte 
und ebenso viel von unserer Identität? 
Wir Schweizer sind�– zu Recht�– stolz 
auf unsere direkte Demokratie. Im 
Namen der Identitätspolitik wollen wir 
uns auf Volksvertreter verlassen, wel -
che für unsere Werte einstehen. Wir 
wählen Politiker, die für uns sagen, was 
wir denken. Aber: Denken wir denn 
noch, wenn uns die Sprache fehlt? 
Oder wird es bald zur Aufgabe unserer 
Medien, Identitätspolitiker ohne Identi -
tät zu bejubeln?

Eine Vielzahl aktiver sowie ehemaliger Mandatsträger gab Tipps für 
die�erfolgreiche Ausübung eines politischen Amtes. � Bild: zVg

Wir verschenken unsere Identität. � Bild: Rahel Senn

Rahel Senn
Vorstand SVP Stäfa 
Stäfa

«Persönliche sowie politi-
sche Fähigkeiten sind für ein 
Amt�entscheidend.» 

Sie lieben die Schweiz?
Treten Sie noch heute der SVP bei  
und setzten Sie sich für unser Land ein.
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AUS DEM WINTERTHURER STADTPARLAMENT

SVP lehnt Gemeindereferendum zur Mobilitätsinitiative in Winterthur ab
In der Sitzung vom 2. Juni des Stadtparlaments Winterthur wurde das Gemeindereferendum zur Mobilitätsinitiative 
kontrovers diskutiert. Der Vertreter der SVP, Marco Graf, äusserte sich deutlich gegen das Referendum und  
bezeichnete die Diskussion als «reine Zeitverschwendung». Er betonte, dass die heutige Abstimmung keinen Ein�uss 
auf die tatsächlichen Entscheidungen haben werde, da sowohl der Kantonsrat als auch das Stadtparlament  
bereits das Referendum beschlossen hätten.

Graf kritisierte die Initiative als einen 
«Machtkampf» zwischen den Städten 
Zürich, Winterthur und dem Kanton. 
Er argumentierte, dass die Übertragung 
der Kompetenz für den Strassenbau an 
die Städte dazu diene, die Strassen ef� -
zient zu unterhalten, was aus Sicht der 
SVP ein Missbrauch der Macht sei. Der 
Kanton wolle nun wieder die Kontrolle 
übernehmen, was er als gerechtfertig -
ten Schritt ansieht.

Bezüglich der geplanten Massnahmen 
zur Lärmbelastung äusserte Graf Zweifel 
an den angeblichen Bundesvorgaben. Er 
kritisierte insbesondere die geplanten 
Fahrbahnhaltestellen, bei denen Fahr -
zeuge anhalten und wieder beschleuni -
gen müssen, was seiner Meinung nach 
die Lärmbelastung verschärft und die 
Situation verschlechtert.

Die SVP-Fraktion spricht sich klar 
gegen das Gemeindereferendum aus. 
Graf schloss seine Ausführungen mit 
der Feststellung, dass die Initiative aus 
seiner Sicht keine positiven Effekte 
bringe, sondern nur unnötige Kosten 
und Kon�ikte verursache. SVP-Stadtpar-
lamentarier Marc Wäckerlin meldete 
sich nach den Voten der linken Ratshälf -

te ebenfalls noch zu Wort und meinte 
am Schluss zur linken Seite: «Tempo 30 
auf Hauptachsen ist einfach nur en 
Seich.» Dem Antrag des Stadtrats zum 
Gemeindereferendum wurde im Stadt -
parlament Winterthur mit 31 Ja- zu 22 
Nein-Stimmen zugestimmt.

Mockups, ein teures Muster
Ein weiteres Traktandum war «Erfor -
dernis Erstellung von Mockups und 
Aufgabe der Fachgruppe Stadtgestal-
tung in Winterthur». Ein Mockup ist 
ein Muster von beispielsweise einem Fas-
sadenelement beim Erstellen eines Neu-
baus, um die Details und das Zusam-
menspiel der verschiedenen Materiali -
en und Komponenten zu begutachten. 
Durch das Einreichen der Interpellati -
on hat es bereits eine Verbesserung 
beim Fordern von Mockups durch die 
Stadtverwaltung gegeben. Besonders er-
wähnt wurde die Situation des Pro -
jekts Eichwalhof, bei dem die Stadt ein 
Mockup von 8 × 6 Meter forderte. Die 
Kosten beliefen sich auf gut 250 000 
Franken; nur für das Erstellen dieses 
Mockup. Zudem wurde gefordert, ein 
Mockup der Fusswege zu erstellen. Auf 
dieses wurde nach der Interpellation vor -
läu�g verzichtet. In den Voten wurde 
mit Erschrecken festgestellt, dass die 
linke Ratsseite sich gar nicht bewusst 
war, was für riesige Kosten auf die Bau -
herren beim Erstellen von solchen Fas -
sadenmustern jedes Mal zukommen. 
Die Mockups mögen bei gewissen Pro-

jekten bestimmt ihre Daseinsberechti -
gung haben. Es sollte aber von Seiten 
Stadtverwaltung immer mit Augenmass 
gefordert werden, wo es wirklich eines 
braucht. Die entstehenden Kosten wer -
den am Schluss in aller Regel auf die 
Mietpreise abgewälzt, was wenig för -
derlich für die Schaffung von bezahl -
barem Wohn raum ist. Was ebenfalls 
nicht ausser Acht gelassen werden darf, 
sind die Ressourcen, welche dadurch 
schlicht verschwendet werden, da so 
ein Mockup danach abgebrochen und 

entsorgt wird. Das verwendete Bauma -
terial kann nicht einfach in den Bau 
integriert werden.

Eine Sitzung als Aufräumaktion
Bei der Parlamentssitzung wurden vor -
gängig zwei Traktanden von der Liste ge-
nommen. Dies, da die zuständige Kom -
mission noch nicht fertig darüber bera -
ten hatte. Dies führte schlussendlich zu 
einer Aufräumaktion der angestauten 
Geschäfte bestehend aus Interpellatio -
nen und schriftlichen Anfragen. Die 
einen Traktanden wie die Interpellati -
on der Mockups war schon seit fast 
einem Jahr immer wieder auf der Trak -
tandenliste. Das ist erfreulich, da diese 
Traktanden somit endlich einmal erle -
digt werden konnten.

AUS DEM ZÜRCHER GEMEINDERAT

Populismus im Fokus: Eine Herausforderung für die Demokratie
In den letzten Jahren hat sich Populismus als bedeutendes Phänomen in der Politik etabliert, bei dem oft rechte 
und�konservative Politiker von linken Kreisen oder Medien als «Populisten» bezeichnet werden. Dabei wird das Wort 
oftmals in einen negativen Kontext gesetzt und versucht, den politischen Gegner ohne Argumente�mundtot�zu�machen; 
manchmal auch mit Erfolg. Aber was ist Populismus, wo ist dieser anzutreffen, wie gefährlich ist�dieser�und wie wehren 
wir uns dagegen?

Der Begriff «Populismus» leitet sich 
vom lateinischen Wort «populus» ab, 
was übersetzt «das Volk» heisst. Entspre-
chend berufen sich Populisten auf das 
Volk. Eine einheitliche De�nition von 
Populismus gibt es zwar nicht, aber es 
lassen sich trotzdem einige Merkmale 
nennen:
1)	 Schüren von Angst und Unsicherheit;
2)	Man hat nur eine Sichtweise;
3)	Nur die eigene Person ist volksnah 

und kann das Problem lösen;

4)	Emotionen sind wichtiger als Fakten;
5)	Der Wille, ein Problem um jeden 

Preis zu lösen, koste es was es wolle.

Vermeintlich rechter Populismus
Linke Kreise und Medien unterstellen 
uns nicht selten, dass wir Populisten 
seien, sobald wir das Thema Migration 
und die masslose Zuwanderung anspre-
chen; wie kürzlich im Gemeinderat in 
Zürich, wo man uns wieder als «Popu -
listen» und «Faschistoiden» bezeichnet 
hat. Es folgen auch keine Fakten oder 
Argumente, welche belegen, dass jene 
Behauptungen legitim sind. Auch wird 
der Begriff nicht vorgängig de�niert, 
was dann dazu führt, das zuvor recher -
chierte und wichtige Argumente in der 
entsprechenden Debatte nicht mehr re -
levant sind und kein sachlicher politi -

scher Diskurs mehr geführt werden 
kann. Dies ist insbesondere für die De -
mokratie, wie wir sie verstehen, ein Pro -
blem; also einer gelebten Demokratie 
nach unseren schweizerisch-christlichen  
Werten, in der wir sachlich über ein 
Problem diskutieren und dieses zusam -
men lösen.

Echter linker Populismus
Ja, es gibt linken Populismus, und die -
ser wird massiv unterschätzt. Deshalb 
ist er auch so gefährlich. Dort �nden 
sich dann auch alle Merkmale des Po-
pulismus wieder. Hier könnten wir an -
fügen, dass wir dabei von einem «ech-
ten Populismus» sprechen können. Zum 
Beispiel, wenn über das Klima debat -
tiert und ein Eindruck vermittelt wird, 
dass der Mensch allein und zum gröss-

ten Teil für den Klimawandel und die 
Erderwärmung verantwortlich sei. Es 
wird versucht, Panik hervorzubringen, 
um zum unmittelbaren Handeln auf -
zufordern; wie zum Beispiel mit dem 
«Klimanotstand», der im Jahr 2019 im 
Kanton Zürich ausgerufen wurde. Sämt -
liche Gegenargumente�– wie etwa, dass 
wir schon früher längere Hitze- und Käl -
teperioden hatten�– werden ausgeblen -
det. Oder auch wenn wir darauf hin -
weisen und einen Vergleich anstellen, 
wie winzig und unbedeutend unsere 
CO2-Einsparungen hierbei sind: Es 
wird nie darauf eingegangen. Diese Be-
hauptungen von Links werden dann 
unverändert immer und immer wieder 
wiederholt, bis dann ein breites gesell -
schaftliches «Lernen durch Wiederho -
lung» statt�ndet, bei dem man unbe -
wusst und automatisch eine andere po -
litische Haltung annimmt.

Abwehrtaktiken
Was können wir dagegen tun? Da wir 
nun wissen, dass die linke Seite unse-
ren Argumenten ausweichen möchte, 
ist es am besten, gar nicht auf den Vor -
wurf «Populist» einzugehen, weil man 
sich sonst plötzlich in einer Abwehrhal -
tung be�ndet und entsprechend debat -
tieren muss. Man soll das tun, was die 
Linken nicht können und wovor sie 
sich am meisten fürchten: Gut recher -
chierte Argumente bringen, wieder und 
immer wieder, welche nicht zu kon -
tern sind. Es soll versucht werden, den 
politischen Kontrahenten zu einer Aus -
sage zu bringen, um sich mit den Argu -
menten zu befassen. Gleichzeitig gilt es, 
auf jede Falschaussage hinzuweisen und 
dabei so laut wie möglich zu sein! Soll -
te all dies nicht möglich sein und sollte 
man selber genötigt sein, doch etwas 
zum Vorwurf des «Populisten» zu sagen, 
könnte man ferner ausführen, dass wir 
uns nicht nur für das Volk einsetzen, 
sondern dieses Bestreben auch im Par-
teinamen mittragen.

Bleibt standhaft!

Ich hatte über P�ngsten das Ver -
gnügen, einige erholsame Tage im 
Piemont zu verbringen. Das Wet-
ter war prächtig und das Essen 
hervorragend. Was mir in dieser 
schönen Region jedoch beson-
ders ins Auge gestochen ist, ist die 
Entvölkerung ganzer Gegenden. 
Das Dorf, in dem sich unser Hotel 
befand, schien komplett ausge-
storben, das mittelalterliche Cas-
tello mitten im Ort verlottert, die 
Kirche verriegelt, die einzige Beiz 
geschlossen. Beim Spaziergang 
durchs Dorf ist uns keine Men-
schenseele begegnet. Eine fast 
schon gespenstische Atmosphä-
re. Meine Beobachtungen mögen 
nur anekdotischer Natur sein, 
das�Phänomen der Land�ucht ist 
aber nicht nur in Italien, sondern 
auch in anderen europäischen 
Ländern bekannt. Das Problem 
geht so weit, dass in manchen Ge-
meinden Häuser für einen sym-
bolischen Euro verramscht und Zu-
züger mit Unterstützungsbeiträ-
gen angelockt werden.
Zurück in Zürich könnte der Ge-
gensatz nicht grösser sein. Hier 
herrscht das, was allgemein 
als�«Dichtestress» bezeichnet wird: 
Verstopfte Strassen, volle Trams, 
überfüllte Badis. Ein babylonisches 
Sprachengewirr in Restaurants 
und Bars und Kellner, die einen 
fragend anschauen, wenn man 
in Schweizerdeutsch bestellt. Wer 
eine Wohnung sucht, muss bei 
der�Besichtigung zusammen mit 
hundert anderen Interessenten an-
stehen und an Wohneigentum ist 
für Normalsterbliche selbst in klei-
nen Landgemeinden nicht mehr 
zu denken. Selbstverständlich brin-
gen diese Verhältnisse noch ande-
re Probleme mit sich: Kriminalität 
und Drogen im öffentlichen Raum, 
ein sinkendes Sicherheitsgefühl, 
zunehmendes Littering oder kurz: 
Die Lebensqualität leidet.
Einen direkten Zusammenhang 
zwischen den aussterbenden Dör -
fern im Piemont und der Über -
bevölkerung in Zürich zu ziehen, 
wäre etwas weit hergeholt. Indi-
rekt führt das eine aber sehr wohl 
zum anderen: In weiten Teilen 
der�EU herrschen Arbeits- und Per -
spektivlosigkeit, tiefe Löhne und 
soziale Kon�ikte, Überbürokrati-
sierung und Misswirtschaft. Aus 
diesem Sumpf ragt die Schweiz 
wie eine Insel der Glückseligen he-
raus: Hier locken attraktive Jobs, 
gute Löhne und hohe Lebensqua-
lität. Noch. Denn dieses Ungleich-
gewicht führt seit der Einführung 
der Personenfreizügigkeit vor über 
20�Jahren zu einer beispiellosen 
Sogwirkung. Längst übertreffen 
die Nachteile der Zuwanderung 
deren Vorteile. Der Wohlstand 
pro Kopf stagniert, die Massenzu-
wanderung ist zum Selbstzweck 
geworden�– oder  anders gesagt: 
Jeder Zuwanderer bringt die ei-
gene Krankenschwester und den 
Lehrer für die Kinder gleich selber 
mit.
Das Rezept gegen diese Fehl-
entwicklung ist klar: Die «Keine 
10-Millionen-Schweiz!» -Initiative 
zur Begrenzung der Zuwanderung 
muss angenommen und der EU-
Kolonialvertrag versenkt werden. 
Schliesslich wollen wir aus Italien, 
Frankreich und Spanien lieber den 
guten Wein importieren�– und 
nicht deren Probleme.

Die Insel der 
Glückseligen

Die «Vision 2040» der Stadt Winterthur: Auf allen grünen Strassen  
soll bald Tempo 30 gelten.� Bild: zVg
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